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Sehr geehrte Mandanten,

Steuerermäßigungen sind etwas Schönes. Dies scheint sich auch der

Bundesfinanzhof zu denken, denn in immer mehr Streitfällen geht der

Fiskus mit seiner Meinung baden und wird zur Gewährung der Steuer-

ermäßigung im haushaltsnahen Bereich verurteilt. Zwei Verfahren sind

dabei besonders zu genießen:

Einmal hat das Finanzgericht Nürnberg (Az: 7 K 1356/14) klargestellt,

dass Leistungen für den Anschluss eines Haushalts an das öffentli-

che Versorgungsnetz durch Wasseranschlüsse, Abwasser, Elektrizität,

aber auch durch eine Zulegung an das öffentliche Straßennetz als

für die Haushaltsführung notwendige Leistungen der Daseinsvorsorge

vollumfänglich als Handwerkerleistungen berücksichtigungsfähig sind.

Das Besondere daran ist das kleine Wörtchen "vollumfänglich". Die

Steuerermäßigung kann hier nämlich auch dann mitgenommen wer-

den, wenn die jeweilige Leistung im öffentlichen Raum (also nicht im

Haushalt bzw. auf dem eigenen Grundstück) vorgenommen wird. Der

finanzgerichtlich erlittene Schiffbruch des Fiskus wird umso größer, als

dass das Gericht zwar die Revision ausdrücklich zugelassen hatte, die

Entscheidung jedoch rechtskräftig geworden ist.

In einem anderen Sachverhalt ging es um die Inanspruchnahme von

haushaltsnahen Dienstleistungen für die Tierbetreuung. Hier hat sich

der Bundesfinanzhof (Az: VI R 13/15) gegen die ausdrückliche Verwal-

tungsmeinung laut BMF-Schreiben gestellt. So darf nämlich sehr wohl

die Versorgung und Betreuung eines in den Haushalt aufgenomme-

nen Haustieres als haushaltsnahe Dienstleistung zum Steuernsparen

genutzt werden – vorausgesetzt, die Betreuung findet im Haushalt

statt und nicht zum Beispiel in einer Tierpension.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.02.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.02. für den Eingang der 

Zahlung.

15.02.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.02. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Februar 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Februar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 25.02.2016.

Fristen: Steuererklärungen für 2015

Die Obersten Finanzbehörden der Länder haben in gleich lautenden 

Erlassen die Fristen für die Steuererklärungen für das Kalenderjahr 

2015 bekannt gegeben. Die Erlasse ergehen im Einvernehmen mit dem 

Bundesfinanzministerium.

Danach sind bis zum 31.05.2016 abzugeben:

�� Die Einkommensteuererklärungen einschließlich der Erklärungen 

zur gesonderten sowie zur gesonderten und einheitlichen Feststel-

lung von Grundlagen für die Einkommensbesteuerung sowie zur 

gesonderten Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags. 

�� Die Erklärungen zur Körperschaftsteuer einschließlich der Erklä-

rungen zu gesonderten Feststellungen von Besteuerungsgrundla-

gen, die in Zusammenhang mit der Körperschaftsteuerveranlagung 

durchzuführen sind, sowie für die Zerlegung der Körperschaftsteuer. 

�� Erklärungen zur Gewerbesteuer einschließlich der Erklärungen zur 

gesonderten Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes 

und zur gesonderten Feststellung des Zuwendungsvortrags sowie 

für die Zerlegung des Steuermessbetrags. 

�� Die Umsatzsteuererklärung sowie Erklärungen zur gesonderten 

oder zur gesonderten und einheitlichen Feststellung nach § 18 des 

Außensteuergesetzes.

Bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft 

nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermit-

teln, endet die Frist nicht vor Ablauf des fünften Monats, der auf den 

Schluss des Wirtschaftsjahres 2015/2016 folgt.

Werden die vorbezeichneten Steuererklärungen durch einen Steuer-

berater angefertigt, so gilt allgemein eine Fristverlängerung bis zum 

31.12.2016. Bei Steuererklärungen für Steuerpflichtige, die den Gewinn 

aus Land- und Forstwirtschaft nach einem vom Kalenderjahr abwei-

chenden Wirtschaftsjahr ermitteln, tritt an die Stelle des 31.12.2016 

der 31.05.2017.

Nach den gleich lautenden Erlassen bleibt es den Finanzämtern vor-

behalten, Erklärungen mit angemessener Frist für einen Zeitpunkt vor 

Ablauf der allgemein verlängerten Frist anzufordern. Von dieser Mög-

lichkeit soll insbesondere Gebrauch gemacht werden, wenn für den 

vorangegangenen Veranlagungszeitraum die erforderlichen Erklärun-

gen verspätet oder nicht abgegeben wurden, für den vorangegangenen 

Veranlagungszeitraum kurz vor Abgabe der Erklärung beziehungsweise 

vor dem Ende der Karenzzeit nach § 233a Absatz 2 Satz 1 AO nachträg-

liche Vorauszahlungen festgesetzt wurden, sich aus der Veranlagung 

für den vorangegangenen Veranlagungszeitraum eine hohe Abschluss-

zahlung ergeben hat, hohe Abschlusszahlungen erwartet werden, für 

Beteiligte an Gesellschaften und Gemeinschaften Verluste festzustel-

len sind oder die Arbeitslage der Finanzämter es erfordert. 

Aufgrund begründeter Einzelanträge kann die Frist für die Abgabe der 

Steuererklärungen bis zum 28.02.2017 beziehungsweise bei Steuer-

pflichtigen, die den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft nach einem 

vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermitteln, bis zum 

31.07.2017 verlängert werden. Eine weitergehende Fristverlängerung 

kommt grundsätzlich nicht in Betracht.

Die Obersten Finanzbehörden betonen, dass die allgemeine Fristver-

längerung nicht für Anträge auf Steuervergütungen gilt. Sie gilt auch 
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nicht für die Abgabe von Umsatzsteuererklärungen, wenn die gewerb-

liche oder berufliche Tätigkeit mit Ablauf des 31.12.2015 endete. Hat 

die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit vor dem 31.12.2015 geendet, 

ist die Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr einen Monat nach 

Beendigung der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit abzugeben.

Oberste Finanzbehörden der Länder, Gleich lautende Erlasse vom 

04.01.2016

Steuerbescheid: Einspruch jetzt online einlegbar

Wer gegen einen Steuerbescheid Einspruch einlegen will, kann sich 

den Gang zum Briefkasten beziehungsweise zum Finanzamt künftig 

sparen – vorausgesetzt, er ist im ElsterOnline-Portal registriert. Denn 

Einsprüche gegen Steuerbescheide könnten jetzt auch online eingelegt 

werden, meldet das Bayerische Landesamt für Steuern.

Nach dem Login unter „www.elsteronline.de“ stehe im Bereich „For-

mulare“ unter dem Punkt „Sonstige Formulare“ ein Formular zur 

elektronischen Einspruchseinlegung zur Verfügung. Die elektronische 

Einspruchseinlegung biete eine benutzerfreundliche und leicht zu be-

dienende Oberfläche. Im Zeitpunkt der erfolgreichen Datenübermitt-

lung an die Finanzverwaltung gelte der Einspruch als eingelegt.

Bayerisches Landesamt für Steuern, PM vom 03.12.2015

Anwaltskosten bei Überschreitung des RVG-Gebüh-
renrahmens keine außergewöhnlichen Belastungen

Anwaltskosten eines Zivilprozesses, die über den Gebührenrahmen des 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) hinausgehen, dürfen nicht 

als außergewöhnliche Belastungen abgezogen werden. Dies stellt das 

FG Münster klar. Gegen die Nichtzulassung der Revision wurde Be-

schwerde eingelegt (Aktenzeichen beim BFH: VI B 54/15).

Die Kläger führten mit einem Architekten, den sie als Bauleiter für die 

Errichtung eines Neubaus eingesetzt hatten, einen Rechtsstreit, weil 

es dort zu einem Schimmelpilzbefall gekommen war. Vor dem Land-

gericht erstritten sie ein Grundurteil, mit dem der Bauleiter verpflich-

tet wurde, den Klägern den gesamten gegenwärtigen und zukünftigen 

Schaden zu ersetzen. Die Kläger machten für 2012 vorprozessuale 

Rechtsanwaltskosten als außergewöhnliche Belastungen geltend. Die-

se Kosten waren aufgrund einer individuellen Kostenvereinbarung mit 

einem Stundenhonorar von 200 Euro angefallen und wurden daher 

nicht in vollem Umfang von der Gegenseite erstattet. Das Finanzamt 

versagte den Abzug der Anwaltskosten, weil es die Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofes zum Abzug von Zivilprozesskosten als außer-

gewöhnliche Belastungen aufgrund einer Verwaltungsanweisung nicht 

anwenden dürfe.

Das FG wies die Klage im Ergebnis ab. Zivilprozesskosten seien zwar 

aus rechtlichen Gründen zwangsläufig entstanden und damit grund-

sätzlich als außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig. Dies gelte 

jedoch nur, soweit die Aufwendungen notwendig sind und einen an-

gemessenen Betrag nicht überschreiten. Angemessen seien Rechts-

anwaltskosten nicht mehr, soweit sie den Gebührenrahmen des RVG 

übersteigen. Nur Kosten, die sich innerhalb dieses Rahmens bewegten, 

seien notwendig, um eine zwangsläufig gebotene Rechtsverfolgung 

im Rahmen eines Zivilprozesses sicherzustellen. Insoweit sei auf die 

für die Gewährung von Prozesskostenhilfe anzuwendenden Maßstäbe 

zurückzugreifen. Im Streitfall seien die höheren Kosten nur angefallen, 

weil sie auf der von den Klägern abgeschlossenen Honorarvereinba-

rung von 200 Euro pro Stunde beruhten.

FG Münster, Urteil vom 19.02.2015, 12 K 3703/13 G, nicht rkr

Vordruck fehlerhaft: Wiedereinsetzung von Amts 
wegen

Beamte, die ohne Besoldung beurlaubt sind, deren Versorgungsan-

wartschaft aber auf die zwischenzeitliche Beschäftigung bei einem 

privaten Arbeitgeber erstreckt wird, können Altersvorsorgezulage nur 

erhalten, wenn sie innerhalb von zwei Jahren nach dem Beitragsjahr 

gegenüber dem privaten Arbeitgeber schriftlich in die Übermittlung 

bestimmter Daten einwilligen.

Erteilt der Beamte in diesen Fällen die Einwilligung gegenüber seinem 

(unzuständigen) öffentlich-rechtlichen Dienstherrn, ist wegen der Ver-

säumung der Einwilligungsfrist von Amts wegen Wiedereinsetzung in 

den vorigen Stand zu gewähren, weil der amtliche Antragsvordruck je-

denfalls für die Jahre 2005 bis 2007 den fehlerhaften Hinweis enthielt, 

die Einwilligung sei auch in diesen Fällen gegenüber dem Dienstherrn 

zu erklären, so der BFH in einem Urteil. vom 9.6.2015 (Az. X R 14/14).
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Dividenden-Strippings: Bundesregierung soll  
steuerliche Zulässigkeit prüfen

Nach der steuerrechtlichen Zulässigkeit des Dividenden-Strippings er-

kundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen An-

frage (BT-Drs. 18/6863). Die Bundesregierung soll darlegen, ob diese 

Form des Aktienkaufs- und Verkaufs rund um den Dividendentermin 

eine zulässige Form der Steuergestaltung ist. Außerdem wird gefragt, 

welche Möglichkeiten es gibt, die Steuerausfälle aus dem Dividenden-

Stripping ganz oder teilweise zu vermeiden.

Zur Einleitung ihrer Anfrage führen die Bündnisgrünen aus, Cum-Ex-

Geschäfte seien ein Sonderfall des Dividendenstrippings. Die Geset-

zeslücke, die Cum-Ex-Geschäfte ermöglicht habe, sei erst im Jahr 2012 

vollständig geschlossen worden. Dividendenstripping finde jedoch 

bis heute in folgender Form statt: Ein Steuerinländer erwerbe Aktien 

eines deutschen Unternehmens von einem Steuerausländer vor dem 

Ausschüttungstermin der Dividende und verkaufe diese nach dem 

Ausschüttungstermin mit dem Dividendenabschlag wieder an den 

Steuerausländer. Dadurch werde die Dividende einschließlich des 

Steueranrechnungsguthabens von der Aktie abgestreift. Der Steue-

rinländer sei im Ergebnis der Transaktion zur Anrechnung der von der 

Aktiengesellschaft einbehaltenen und an den deutschen Fiskus abge-

führten Kapitalertragssteuer berechtigt. Der eigentlich nicht anrech-

nungsberechtigte Steuerausländer komme jedoch durch die Transakti-

on wirtschaftlich in den Genuss dieses Anrechnungsvorteils.

Deutscher Bundestag, PM vom 07.12.2015

Überlassung von Unterkünften an Flüchtlinge wirkt 
sich auf steuerliche Regelungen aus

Wenn steuerbefreite Vermietungsgenossenschaften sowie -vereine 

und steuerpflichtige Wohnungsgesellschaften Wohnraum an steuer-

begünstigte Vereine überlassen, um Flüchtlinge zu unterbringen, hat 

es Auswirkungen auf bestehende steuerliche Regelungen. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) stellt unter Verweis auf sein Sch-

reiben vom 20.11.2014 klar: In den Veranlagungszeiträumen 2014 bis 

2018 sei Vermietungsgenossenschaften die Steuerbefreiung des § 5 

Absatz 1 Nr. 10 Körperschaftsteuergesetz (KStG) aus Billigkeitsgründen 

auch zu gewähren, wenn juristische Personen des öffentlichen Rechts 

für Bürgerkriegsflüchtlinge und Asylbewerber Genossenschaftsantei-

le erwerben und halten und den Miet- oder Nutzungsvertrag mit der 

Genossenschaft abschließen. Vorstehende Billigkeitsregelung sei auch 

anzuwenden, wenn nicht juristische Personen des öffentlichen Rechts 

die Genossenschaftsanteile erwerben und für den genannten Zweck 

den Miet- oder Nutzungsvertrag abschließen, sondern steuerbegüns-

tigte Körperschaften im Sinne von §§ 51 ff. der Abgabenordnung (AO). 

Entsprechendes gelte für Vermietungsvereine.

Wohnungsunternehmen könnten § 34 Absatz 14 Satz 1 KStG unter an-

derem in Anspruch nehmen, wenn sie ihre Umsatzerlöse überwiegend 

durch Verwaltung und Nutzung eigenen, zu Wohnzwecken dienenden 

Grundbesitz erzielten. Erträge aus der Überlassung von Heimen oder 

Gemeinschaftsunterkünften zählten nicht zu den begünstigten Um-

satzerlösen. Aus Billigkeitsgründen bleibe ab dem Veranlagungszeit-

raum 2014 der Ertrag aus der Überlassung von Heimen oder Gemein-

schaftsunterkünften an juristische Personen des öffentlichen Rechts 

oder an steuerbegünstigte Körperschaften im Sinne von §§ 51 ff. AO 

zur Unterbringung von Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern 

bei der Ermittlung der Umsatzgrenze des § 34 Absatz 14 Satz 1 KStG 

unberücksichtigt.

Bundesfinanzministerium, PM vom 16.12.2015

Erbrecht: Keine Erbeinsetzung bei unklarer  
Testamentsbestimmung

Enthält ein gemeinschaftliches Ehegattentestament die Formulierung 

„Nach dem Tod des Letztversterbenden soll die gesetzliche Erbfolge 

eintreten“, so kann unklar bleiben, ob hiermit die gesetzlichen Erben 

verbindlich als Schlusserben eingesetzt werden sollen, sodass der 

überlebende Ehegatte eine abweichende testamentarische Bestim-

mung treffen darf. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm in 

einer Nachlasssache entschieden.

Die im August 2014 mit 93 Jahren verstorbene Erblasserin hatte 1987 

mit ihrem vorverstorbenen Ehemann ein gemeinschaftliches Ehegat-

tentestament errichtet. In diesem hatten sich die Ehegatten wechsel-

seitig zu Erben des Erstversterbenden eingesetzt und in Bezug auf den 

Tod des Letztversterbenden die Formulierung aufgenommen: „Nach 
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dem Tod des Letztversterbenden soll die gesetzliche Erbfolge eintre-

ten“. Aus ihrer Ehe gingen zwei Töchter hervor. Nach dem Tod ihres 

Mannes errichtete die Erblasserin 2013 ein weiteres Testament, in dem 

sie unter anderem eine Testamentsvollstreckung nach Maßgabe einer 

vom Amtsgericht – Nachlassgericht – Essen zu ernennenden Person 

anordnete.

Nach dem Tod der Erblasserin ernannte das Nachlassgericht einen 

Rechtsanwalt aus Essen zum Testamentsvollstrecker. Gegen die-

se Bestimmung wandte sich eine der Töchter mit der Begründung, 

die Testamentsvollstreckung beeinträchtige ihre Rechtsstellung als 

Schlusserbin, die in dem gemeinschaftlichen Testament mit bindender 

Wirkung verfügt worden sei und deshalb durch ein weiteres Testament 

des überlebenden Ehegatten nicht mehr wirksam habe eingeschränkt 

werden können.

Die Beschwerde ist erfolglos geblieben. Das OLG Hamm konnte 

dem gemeinschaftlichen Ehegattentestament bereits nicht entneh-

men, dass die Töchter zu Schlusserben eingesetzt werden sollten. In 

dem Testament fehle eine ausdrückliche Bestimmung der Töchter zu 

Schlusserben. Eine solche Bestimmung lasse sich auch nicht im Wege 

der Auslegung der oben genannten Formulierung entnehmen. Diese 

sei nach ihrem Wortsinn unklar, weil sie unterschiedlich verstanden 

werden könne. So könne eine Einsetzung der gesetzlichen Erben als 

Schlusserben gemeint sein, aber auch nur eine Anerkennung des ge-

setzlichen Erbrechts oder eine Abstandnahme von der Einsetzung ei-

nes testamentarischen Erben. In den zuletzt genannten Fällen enthalte 

das Ehegattentestament keine verbindliche Erbeinsetzung nach dem 

Tod des letztversterbenden Ehegatten, sodass der Überlebende eine 

anderweitige testamentarische Bestimmung treffen könne. Die beste-

hende Unklarheit lasse sich im vorliegenden Fall auch nicht durch wei-

tere, bei der Auslegung der Testamentsurkunde zu berücksichtigende 

Umstände beseitigen.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss vom 11.09.2015, 15 W 142/15, 

rechtskräftig

Rente auf Konto eines bereits Verstorbenen weiter-
gezahlt: Kreissparkasse muss Rentenversicherung 
über 7.000 Euro erstatten

Die Kreissparkasse Heilbronn muss an die Deutsche Rentenversiche-

rung Baden-Württemberg mehr als 7.000 Euro zurückzahlen, die die 

Versicherung als Rente auf das Konto eines bereits verstorbenen Rent-

ners überwiesen hatte, weil sie von dessen Tod nichts wusste. Dies hat 

das Sozialgericht (SG) Heilbronn entschieden. Die Erben des Rentners 

seien nicht vorrangig in Anspruch zu nehmen.

Der betreffende Rentner verstarb im September 2008. Weil sein Ren-

tenversicherungsträger von seinem Tod nichts erfuhr, wurde die Al-

tersrente noch auf das von den Erben bis zur Auflösung im April 2009 

fortgeführte Konto bei der Heilbronner Kreissparkasse überwiesen. 

Nachdem sich die Erben geweigert hatten, den überzahlten Betrag 

von mehr als 7.000 Euro zurückzuzahlen, forderte die Rentenversiche-

rung im Februar 2010 von der Kreissparkasse die Rücküberweisung der 

zu viel gezahlten Rente. Diese verwies darauf, zwar habe sie vom Tod 

des Rentners bereits zwei Tage später erfahren, jedoch bereits mit der 

Kontoauflösung das restliche Bankguthaben vollständig an die Erben 

ausbezahlt.

Die hiergegen von der Rentenversicherung erhobene Klage hatte Er-

folg. Nach dem Ableben des Rentners sei die Rente nur unter gesetz-

lichem Vorbehalt gezahlt worden, argumentiert das SG Heilbronn. 

Bereits ab Kenntnis vom Tod ihres Kunden hätte die Sparkasse daher 

nicht mehr die zu viel überwiesene Rente auszahlen dürfen. Darauf, 

dass die Rentenversicherung die Rücküberweisung von der Kreisspar-

kasse erst verlangt habe, nachdem diese die Rente an die Erben aus-

bezahlt habe, komme es nicht an. Der Anspruch der Rentenversiche-

rung gegen die Bank sei auch gegenüber einem oftmals nur mühsam 

durchsetzbaren Anspruch gegen die Erben vorrangig. Denn so werde 

sichergestellt, dass eine zu Unrecht über den Tod hinaus gezahlte Ren-

te schnell zurückerstattet und die Versichertengemeinschaft vor finan-

ziellen Verlusten geschützt werde.

Allerdings weist das Gericht darauf hin, dass es der Kreissparkasse un-

benommen bleibe, ihrerseits von den Erben die ausgezahlten 7.000 

Euro wieder einzuklagen.

Sozialgericht Heilbronn, Urteil vom 15.10.2015, S 14 R 3494/13
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Freiberufler

Zinseszinsen für Investitionskredite:  
Keine Beschränkung des Schuldzinsenabzugs

Schuldzinsen dürfen nicht abgezogen werden, wenn Überentnahmen 

getätigt worden sind. Ausgenommen sind Zinsen für Darlehen zur Fi-

nanzierung von Anlagevermögen (Investitionskredite). Das Finanzge-

richt (FG) Düsseldorf hatte zu entscheiden, wie weit diese Ausnahme 

reicht. Nach dem Urteil erfasst sie auch solche Zinsen, die nicht unmit-

telbar für das Investitionsdarlehen, sondern für ein Darlehen anfallen, 

mit dem die Zinsen des Investitionsdarlehens bezahlt würden.

Der Kläger war einer ärztlichen Gemeinschaftspraxis beigetreten. Den 

Kaufpreis für den Praxisanteil hatte er mit einem (Haupt-)Darlehen 

finanziert. Als er die Darlehenszinsen nicht mehr aufbringen konnte, 

nahm er ein weiteres Darlehen zur Finanzierung der Zinsen auf. Das Fi-

nanzamt ließ den Abzug der für das Hauptdarlehen gezahlten Schuld-

zinsen uneingeschränkt zu, da das Darlehen der Finanzierung von Wirt-

schaftsgütern des Anlagevermögens – hier des Praxisanteils – gedient 

habe. Für das weitere Darlehen versagte es jedoch den Schuldzinsen-

abzug mit der Begründung, dass ein unmittelbarer Finanzierungszu-

sammenhang mit einem Wirtschaftsgut des Anlagevermögens fehle. 

Die Schuldzinsen stünden vielmehr im Zusammenhang mit laufenden 

Betriebsausgaben, nämlich den Schuldzinsen für das Hauptdarlehen.

Das FG Düsseldorf hat der hiergegen gerichteten Klage stattgegeben. 

Die Ausnahmevorschrift für Investitionskredite müsse erweiternd aus-

gelegt werden. Auch solche Zinsen, die nicht unmittelbar für das Inves-

titionsdarlehen, sondern für ein Darlehen anfielen, mit dem die Zinsen 

des Investitionsdarlehens bezahlt würden, stünden in einem hinrei-

chend engen Finanzierungszusammenhang mit einem Wirtschaftsgut 

des Anlagevermögens. Nur eine derartige Auslegung entspreche dem 

Willen des Gesetzgebers, wonach anstehende betriebliche Investitio-

nen in das Anlagevermögen durch die Begrenzung des Schuldzinsenab-

zugs nicht erschwert werden sollen.

Das FG Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 29.09.2015, 10 K 4479/11 F

Mehrergebnis nach Betriebsprüfung: Grundsätzlich 
nach Gewinnverteilungsschlüssel auf Gesellschafter 
einer Gemeinschaftspraxis aufzuteilen

Der sich aufgrund einer Betriebsprüfung ergebende Mehrgewinn ist 

im Regelfall auch dann allen Gesellschaftern einer Gemeinschaftspra-

xis nach dem allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssel zuzurechnen, 

wenn er auf nicht anerkannte vermeintliche Betriebsausgaben der 

Praxis zurückzuführen ist, von denen tatsächlich nur einzelne Gesell-

schafter profitiert haben. Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-Würt-

temberg entschieden.

Der Kläger betrieb mit einem anderen Arzt eine Gemeinschaftspraxis 

in der Rechtsform einer GbR. Am Gewinn war er vereinbarungsgemäß 

mit 40 Prozent beteiligt. Der andere Arzt tätigte namens der Gemein-

schaftspraxis Aufwendungen, die allein ihm zu Gute kamen. Nach 

einer Betriebsprüfung erkannte das Finanzamt diese Aufwendungen 

nicht als Betriebsausgaben an und erfasste den Mehrgewinn anteilig zu 

40 Prozent beim Kläger. Der Kläger kündigte den Gesellschaftsvertrag 

und machte geltend, dass der andere Arzt es abgelehnt habe, ihm den 

eingestrichenen Mehrgewinn auszuzahlen.

Das FG hat die Klage abgewiesen. Maßgeblich sei der für die GbR ver-

einbarte Gewinnverteilungsschlüssel. Abweichungen davon seien nur 

zulässig, wenn nicht nur der Mehrgewinn lediglich einem anderen Ge-

sellschafter zu Gute kommt, sondern wenn zudem keine Möglichkeit 

mehr besteht, den daraus folgenden Erstattungsanspruch gegenüber 

dem anderen Gesellschafter durchzusetzen. Im Streitfall habe der Klä-

ger den wegen des Mehrgewinns entsprechend erhöhten Auseinan-

dersetzungsanspruch nach Kündigung und Auflösung der Gesellschaft 

noch nicht gerichtlich geltend gemacht. Damit habe noch nicht fest-

gestanden, dass der Kläger für die zu seinen Lasten getätigten Privat-

aufwendungen des Mitgesellschafters keinen finanziellen Ausgleich 

mehr erhalten würde.

Gegen das Urteil ist Revision zum Bundesfinanzhof eingelegt worden 

(III R 17/15).

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 28.04.2015, 8 K 

1961/14, nicht rechtskräftig
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Tätigkeit eines EDV-Beraters ohne Hochschul-
abschluss: Nur unter bestimmten Voraussetzungen 
ingenieurähnlich und damit freiberuflich

Die Tätigkeit eines EDV-Beraters, der keinen (Fach-) Hochschulab-

schluss im Fach Informatik hat, ist nur dann als ingenieurähnlich und 

damit freiberuflich zu qualifizieren, wenn er nachweisen kann, dass 

er sich das Wissen eines Informatikers mit Bachelorabschluss in ver-

gleichbarer Breite und Tiefe auf andere Weise im Wege der Fortbildung 

und/oder des Selbststudiums oder gegebenenfalls anhand eigener 

praktischer Arbeiten angeeignet hat. Dies stellt das Finanzgericht (FG) 

Hamburg klar.

Stünden diese Tatsachen nicht zur Überzeugung des Gerichts fest, 

habe es auf Antrag eine Wissensprüfung beim Steuerpflichtigen 

durchzuführen. Ergebe die Prüfung, dass er in elf von zwölf grundle-

genden Modulen des Bachelorstudiengangs Informatik keine ausrei-

chenden Kenntnisse besitzt, sei der Nachweis nicht geführt und es 

komme auf die praktische Arbeit des Klägers nicht an.

Gegen die Nichtzulassung der Revision gegen das FG-Urteil wurde 

Beschwerde eingelegt. Diese läuft beim Bundesfinanzhof unter dem 

Aktenzeichen VIII B 80/15.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 14.07.2015, 3 K 207/14, nicht 

rechtskräftig

Arzt muss Bewertung „Herausrennen aus der Praxis“ 
im Internet hinnehmen

Die Bewertung eines Arztes mit der Angabe „Herausrennen aus der 

Praxis“ in einem Bewertungsportal ist eine von der Meinungsfreiheit 

geschützte Äußerung und muss daher nicht gelöscht werden. Dies hat 

das Amtsgericht (AG) München entschieden.

Der Kläger, ein niedergelassener Arzt, entdeckte im Internet auf ei-

nem Bewertungsportal folgende Patientenbewertung: „Der eigentlich 

freundliche Arzt hat mir nur leider mehrere Gründe gegeben, nach der 

Behandlung ohne einen neuen Termin herauszurennen.“ Im Anschluss 

wurden fünf Gründe aufgeführt. Der betroffene Arzt wies gegenüber 

dem Bewertungsportal die Vorwürfe mit ausführlicher Begründung zu-

rück. Daraufhin wurde die Bewertung abgeändert, indem die ursprüng-

lich aufgeführten fünf Gründe entfernt wurden, dafür jedoch angefügt 

wurde: „alles in allem der absolut falsche Arzt. Schade.“

Der Arzt erhob Klage auf Abänderung des Eintrags dahin, dass nicht 

weiter behauptet wird, es sei ein Herausrennen aus der Praxis erfolgt. 

Er meint, dass es sich um eine unzutreffende Tatsachenbehauptung 

handelt, da die Patientin die Praxis ganz normal verlassen habe und 

nicht herausgerannt sei. Die Bewertung sei unsachlich und komme ei-

ner Schmähkritik gleich.

Kurz nach Klageerhebung wurde der Eintrag durch das Bewertungspor-

tal wie vom Arzt gefordert gelöscht. Das beklagte Bewertungsportal 

hat ihm die außergerichtlichen Rechtsanwaltskosten in Höhe von 413 

Euro erstattet. Jetzt streiten die Parteien nur noch darüber, wer die 

Kosten des Zivilverfahrens zu tragen hat.

Das AG München hat entschieden, dass der klagende Arzt die Kosten 

in Höhe von 1.130 Euro tragen muss, da er den Prozess verloren hät-

te. Er habe keinen Anspruch darauf gehabt, dass die Veröffentlichung 

gelöscht wird. Die Formulierung „Herausrennen aus der Praxis“ stelle 

„keine bloße Tatsachenbehauptung, sondern eine Meinungsäußerung 

dar, da die Patientin hierbei ihre Unzufriedenheit bezüglich der durch-

geführten Arztbehandlung durch den Kläger zum Ausdruck bringt“, so 

das Gericht. Das Recht der Portalbetreiberin auf Kommunikations-

freiheit überwiege das Recht des Klägers auf informationelle Selbst-

bestimmung. Denn die Äußerung auf der Internetseite habe keine 

schwerwiegende Auswirkung auf das Persönlichkeitsrecht des Klägers. 

Dieser habe daher keinen Anspruch auf Löschung der Bewertung.“

Amtsgericht München, Beschluss vom 11.08.2015, 161 C 7001/15, 

rechtskräftig

Fahrtenbuchauflage: Regelmäßig nicht für gesamten 
Fuhrpark

Einem Fahrzeughalter kann die Führung eines Fahrtenbuchs für das 

Fahrzeug auferlegt werden, mit dem ein Verkehrsverstoß begangen 

wurde. Eine Erstreckung der Fahrtenbuchauflage auf all seine Fahr-

zeuge ist nur dann zulässig, wenn unaufklärbare Verkehrsverfehlungen 

auch mit den anderen Fahrzeugen zu befürchten sind. Dies betont das 

Verwaltungsgericht (VG) Mainz.
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Die Antragstellerin ist Inhaberin eines in Form einer GmbH organisier-

ten Handwerksbetriebs und hält hierfür sechs Fahrzeuge. Mit einem 

Betriebsfahrzeug wurde eine erhebliche Abstandsunterschreitung 

zum vorausfahrenden Fahrzeug gemessen. Der verantwortliche Fah-

rer konnte nicht ermittelt werden. Daraufhin gab die Kreisverwaltung 

der Antragstellerin als Halterin für alle Fahrzeuge der Firma unter An-

ordnung der sofortigen Vollziehung das Führen eines Fahrtenbuchs 

für die Dauer von sechs Monaten auf. Die Antragstellerin suchte um 

vorläufigen Rechtsschutz nach. Das VG hat den Eilantrag hinsichtlich 

des Fahrtenbuchs für das Fahrzeug, mit dem der Verkehrsverstoß be-

gangen wurde, abgelehnt. Hinsichtlich der übrigen Betriebsfahrzeuge 

hatte er Erfolg.

Rechtmäßig sei die Fahrtenbuchauflage für das Fahrzeug, mit dem 

Abstandsvorschriften verletzt worden seien, weil die Feststellung des 

hierfür verantwortlichen Fahrzeugführers nicht gelungen sei. Die Hal-

terin des Fahrzeugs habe nicht in der notwendigen Weise an der Er-

mittlung des Verantwortlichen mitgewirkt, obwohl es ihr angesichts 

des vorgelegten Lichtbilds möglich gewesen wäre, den Kreis der in Be-

tracht kommenden Mitarbeiter einzugrenzen, wenn nicht gar den Fah-

rer zu benennen. Dabei hätte die Halterin gegebenenfalls auch anhand 

ihrer Geschäftsunterlagen rekonstruieren müssen, welcher Mitarbeiter 

als Fahrzeugführer in Betracht komme, so das VG.

Der Eilantrag sei jedoch hinsichtlich der Fahrtenbuchauflage für die 

übrigen Kraftfahrzeuge des Betriebs begründet. Eine derart weitrei-

chende Maßnahme sei nur verhältnismäßig, wenn die Ordnungsbe-

hörde Ermittlungen über Art und Umfang des Fahrzeugparks angestellt 

und darüber hinaus eine Abschätzung vorgenommen habe, ob zukünf-

tig unaufklärbare Verkehrsverfehlungen mit anderen Fahrzeugen des 

Halters zu erwarten seien. Beiden Anforderungen sei vorliegend der 

Antragsgegner nicht gerecht geworden.

Verwaltungsgericht Mainz, Beschluss vom 02.12.2015, 3 L 1482/15.MZ

Keine Wertminderung bei VW-Autos

Die vermeintliche Wertminderung eines Autos durch erhöhte Abgas-

werte wie im Fall von Volkswagen kann nach Aussage der Bundesregie-

rung nicht als Betriebsausgabe oder Werbungskosten geltend gemacht 

werden.

Für Steuerpflichtige seien abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagever-

mögens mit den Anschaffungskosten vermindert um die Absetzungen 

für Abnutzungen anzusetzen, heißt es in der Antwort der Bundesre-

gierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Sei der Teilwert aufgrund einer voraussichtlich dauernden Wertminde-

rung niedriger, so könne dieser angesetzt werden. Da der VW-Konzern 

jedoch angekündigt habe, dass alle von dem Abgasskandal betroffenen 

Fahrzeuge nachgebessert würden und der Mangel damit behoben wer-

de, handele es sich, wenn überhaupt objektiv eine Wertminderung dar-

gestellt werden könne, nur um einen vorübergehenden Sachverhalt. 

Aus dem selben Grund komme auch eine Absetzung für außergewöhn-

liche technische oder wirtschaftliche Abnutzung nicht in Betracht.

Bundestag, hib-Meldung vom 28.12.2015

Wie wird ein Fahrtenbuch überprüft?

Bei einer Überprüfung des Fahrtenbuchs werden die Eintragungen 

stichprobenartig mit Belegen aus der Buchführung oder auch mit an-

deren Unterlagen verglichen. Denn auf diesen Belegen ist Datum und 

Ort, oft auch die genaue Uhrzeit eines Vorgangs vermerkt. In Betracht 

kommen Bankauszüge, Terminkalender, Tank- und Parkquittungen, 

Werkstattrechnungen, TÜV-Belege, Belege über Bewirtungskosten, 

Hotelübernachtungen oder Mahlzeiten anlässlich von Geschäftsrei-

sen, betriebliche Einkäufe oder Reisekostenabrechnungen gegenüber 

Auftraggebern.

Aber auch private Unterlagen zu Hobbys, Urlaubsreisen, Wochen-

endausflügen oder zum Wohnort von Angehörigen können interessan-

te Aufschlüsse geben.

Hinweis: Wenn Sie ein Fahrtenbuch führen, brauchen Sie es nicht zu-

sammen mit Ihrer Steuererklärung unaufgefordert dem Finanzamt 

vorzulegen. Sie müssen auch nicht darauf hinweisen, dass Sie den Pri-

vatanteil über ein Fahrtenbuch ermittelt haben. Aus der „Anlage EÜR“ 

kann das Finanzamt normalerweise nicht erkennen, welches Verfahren 

Sie zur Ermittlung des privaten Kfz-Kostenanteils angewendet haben. 

Zur Vorlage des Fahrtenbuchs sind Sie nur verpflichtet, wenn das Fi-

nanzamt oder ein Betriebsprüfer Sie dazu auffordert.
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Fahrschulunterricht ist umsatzsteuerfrei

Umsätze, die im Zusammenhang mit der Erteilung von Fahrschulun-

terricht stehen, sind von der Umsatzsteuer befreit – jedenfalls vorerst.

Eine endgültige Entscheidung steht noch aus, denn der entsprechende 

Beschluss erging in einem Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes 

(FG Berlin-Brandenburg vom 10.11.2015, 5 V 5144/15 ).

Darin erklärt das FG Berlin-Brandenburg, dass die Fahrausbildung nicht 

darauf beschränkt sei, verkehrstechnische Fähigkeiten zu schulen, 

sondern den Teilnehmern auch weitere, dem Gemeinwohl dienende 

Kenntnisse vermitteln solle, beispielsweise die Bereitschaft und Fähig-

keit zum rücksichtsvollen und partnerschaftlichen Verhalten, die Be-

deutung von Emotionen beim Fahren und die Verantwortung für Leben 

und Gesundheit, Umwelt und Eigentum.

Die Richter sind der Auffassung spricht daher vieles dafür, dass Fahr-

schulunterricht nach den europarechtlichen Vorgaben der Mehrwert-

steuersystemrichtline umsatzsteuerfrei sei. Sie verweisen zudem auf 

die neuere Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, der etwa ein Fahr-

sicherheitstraining, den Schülern erteilten Schwimmunterricht oder 

Kurse an einer Kampfsportschule und in einem Ballettstudio als um-

satzsteuerfreie Leistungen eingeordnet hat.

Wie geht der Fall jetzt weiter?

Zunächst muss jetzt die Finanzbehörde in dem noch laufenden Ein-

spruchsverfahren entscheiden, ob sie der Auffassung des FG Berlin-

Brandenburg folgt. Falls sie dies nicht tut, wird die Rechtsfrage in ei-

nem nachfolgenden Klageverfahren endgültig zu klären sein.

Neue „Bafa“-Förderung für Selbstständige und  
Freiberufler – auch für etablierte Unternehmen

Ende 2015 ist die von der KfW vergebene Beratungsförderung „Grün-

dercoaching Deutschland“ endgültig ausgelaufen. Sie wurde mit einer 

Reihe anderer Programme zusammengelegt zu dem neuen Programm 

„Förderung unternehmerischen Know-hows“, das jetzt vom Bundes-

amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (kurz „Bafa“) vergeben wird. 

Gerade noch rechtzeitig zum Jahreswechsel wurden die Rahmenricht-

linie am 31.12. im Bundesanzeiger veröffentlicht und sind damit zum 

1.1.2016 in Kraft getreten. Darauf weist der Verband der Gründer und 

Selbstständigen Deutschland e.V. (VGSD) hin.

Das mit 16 Millionen Euro dotierte Programm soll dabei helfen, dass 

bessere unternehmerische Entscheidungen getroffen werden und die 

Wettbewerbsfähigkeit und Überlebenschancen bestehender Unter-

nehmen stärken.

Gefördert werden alle Beratungen zu wirtschaftlichen, finanziellen, 

personellen und organisatorischen Fragen der Unternehmensführung 

– das deckt also einen großen Teil denkbarer Beratungen ab. Nicht ge-

fördert werden Beratungen, die Rechts- und Versicherungsfragen oder 

Jahresabschluss- und Buchführungsarbeiten zum Gegenstand haben 

sowie Selbstständige, die selbst als Unternehmens- oder Steuerbera-

ter beratend oder schulend tätig sind. Traditionell legt das Bafa den 

Begriff des Beraters sehr weit aus, als Beratungskunde sollte man also 

mit der Verwendung des Begriffs „Berater“ zurückhaltend umgehen.

Der Förderantrag ist bequem online durch den Beratungskunden zu 

stellen. Am besten wählt man zunächst einen für das Programm zu-

gelassenen Berater aus und lässt sich von ihm oder ihr beim Ausfüllen 

unterstützen, um Fehler und Rückfragen zu vermeiden, rät der VGSD.

In Hinblick auf die Höhe der Förderung wird zwischen Jungunterneh-

men (bis zwei Jahre nach Gründung), Bestandsunternehmen (älter als 

zwei Jahre) und Unternehmen in Schwierigkeiten unterschieden.

�� Junge Unternehmen (bis zwei Jahre) erhalten die höchste Förde-

rung: Bis zu 4.000 Euro Beraterhonorar werden standardmäßig mit 

50 Prozent gefördert, in den neuen Bundesländern mit 80 Prozent. 

Der maximale Zuschuss beträgt dementsprechend 2.000 bzw. 

3.200 Euro.

�� Bei Bestandsunternehmen (ab dem dritten Jahr) werden nur 3.000 

Euro Beratung gefördert, die Fördersätze sind gleich.

�� Bei Unternehmen in Schwierigkeiten werden unabhängig von ihrem 

Alter bis 3.000 Euro Beratung mit 90 Prozent gefördert. Der Eigen-

anteil liegt hier also nur bei 300 Euro.


